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Gesetz über die Entschädigung 
für Strafverfolgungsmaßnahmen 
(Schriftlicher Bericht des Rechtsausschusses) 


A. Problem 

Die Entschädigung von zu Unrecht erlittenen Strafverfolgungs- 
maßnahmen wird zur Zeit durch das Gesetz betr. die Ent- 
schädigung der im Wiederaufnahmeverfahren freigesprochenen 
Personen vom 20. Mai 1898 (BGBl. III S 313-1) und durch das 
Gesetz betr. die Entschädigung für unschuldig erlittene Unter- 
suchungshaft vom 14. Juli 1904 (BGBl. III S. 313-2) geregelt. Der 
vorliegende Gesetzentwurf bringt eine Neuregelung dieser 
Rechtsmaterie. 


B. Lösung 

Der Regierungsentwurf sieht wesentliche Erweiterungen der 

staatlichen Entschädigungspflicht vor. Im einzelnen enthält er 

vor allem folgende Neuerungen: 

a) Die bisherige gesetzliche Voraussetzung für eine Entschä- 
digung, Beweis der Unschuld oder Fehlen eines begründeten 
Verdachts, soll entfallen. 

b) Die Entschädigungspflicht wird auf alle strafrechtlichen Fol- 
gen einer Verurteilung sowie auf bestimmte vorläufige 
Maßnahmen der Strafverfolgung (z. B. die vorläufige Ent- 
ziehung der Fahrerlaubnis und die Beschlagnahme) aus- 
gedehnt. 

c) Die bisher geltenden Höchstgrenzen für die Entschädigung 
sollen wegfallen. 

d) Die Entschädigung soll nicht nur den Ersatz des Vermögens- 
schadens umfassen, sondern für Freiheitsentziehung auch 
einen pauschalen Ersatz des immateriellen Schadens. 

e) Der Entwurf sieht ferner eine Entschädigung auch vor, wenn 
die strafgerichtliche Verurteilung gegenüber der erlittenen 
Untersuchungshaft geringer ausfällt, wenn von Strafe ab- 
gesehen wird oder das Verfahren nach einer Ermessensvor- 
schrift eingestellt wird. 
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Der Rechtsausschuß stimmt dem Gesetzentwurf zu; lediglich bei 
den Ausschlußgründen soll ein genereller Tatbestand des Mit- 
verschuldens die kasuistische Regelung des Entwurfs ergänzen. 
Auch sonst werden einige sachlich gebotene Einschränkungen 
eingefügt. 


C, Alternativen 

Eine Minderheit des Ausschusses wollte darüber hinaus die 
Versagungsgründe um eine Generalklausel für die Fälle offen- 
sichtlicher Unbilligkeit ergänzen. 


D. Kosten 

Für den Bund werden die Mehrausgaben jährlich auf 50 000 bis 
100 000 DM, für die Länder insgesamt auf etwa 10 Millionen DM 
geschätzt. 
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Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes über die Entschädigung für Strafverfolgungs- 
maßnahmen 

— Drucksache VI/460 — 


A. Bericht der Abgeordneten Dürr und Pohlmann 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 39. Sitzung 
am 18. März 1970 den von der Bundesregierung vor- 
gelegten Entwurf eines Gesetzes über die Entschä- 
digung für Strafverfolgungsmaßnahmen — Druck- 
sache VI/460 — in erster Lesung behandelt und ohne 
Aussprache dem Recht sausschuß überwiesen. Der 
Rechts ausschuß hat den Entwurf in 5 Sitzungen be- 
raten. Er empfiehlt dem Deutschen Bundestag, den 
Gesetzentwurf in der aus der Anlage ersichtlichen 
Fassung anzunehmen. 

II . 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung soll das 
Gesetz betreffend die Entschädigung der im Wieder- 
aufnahmeverfahren freigesprochenen Personen vom 
20. März 1898 (Bundesgesetzbl. III 313-1) und das 
Gesetz betreffend die Entschädigung für unschuldig 
erlittene Untersuchungshaft vom 14. Juli 1904 (Bun- 
desgesetzbl. III 313-2) ersetzen. Diese Gesetze nor- 
mieren die Haftung des Staates für rechtskräftige 
Justizakte gegenüber denjenigen, die verurteilt 
worden sind oder die in Untersuchungshaft waren, 
wenn die Strafverfolgung sich nachträglich als nicht 
gerechtfertigt herausgestellt hat. 

Der Gesetzentwurf verläßt diesen Rahmen des 
geltenden Rechts nicht. Auch das neue Gesetz will 
nur die Entschädigung für rechtmäßige Akte der 


Strafrechtspflege normieren. Schadensersatzan- 
sprüche aus rechtswidrigem Verhalten staatlicher 
Organe, wie Amtshaftungsansprüche und Ansprüche 
aus Artikel 5 Abs. 5 der Europäischen Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreihei- 
ten (Bundesgesetzbl, 1952 II S. 685) sollen hier 
nicht geregelt werden. Der Ausschuß sieht den Zu- 
sammenhang mit dem Staatshaftungsrecht, das in 
den verschiedensten Gesetzen sich niederschlägt 
und dessen Kodifizierung in Angriff genommen ist 
(47. Juristentag, Kommission zur Neuordnung des 
Staatshaftungsrechts), ist jedoch mit der Bundes- 
regierung der Auffassung, daß diese Kodifizierung 
des Gesamtgebiets nicht abgewartet werden kann. 

Innerhalb dieses Rahmens bringt der Gesetzent- 
wurf in mehrfacher Hinsicht Ausweitungen der Ent- 
schädigungspflicht. Die noch geltenden Gesetze kön- 
nen, obwohl sie zur Zeit ihres Inkrafttretens einen 
wichtigen Fortschritt bedeuteten und in dieser Hin- 
sicht viele ausländische Rechtsordnungen auch heute 
noch übertreffen, in der Gegenwart nicht mehr be- 
friedigen. Das liegt in der Hauptsache daran, daß 
sich die Stellung, die der einzelne im Verhältnis zur 
staatlichen Ordnung einnimmt, gewandelt hat. Der 
vom Grundgesetz geforderte und begonnene, von 
Gesetzgebung und Rechtsprechung weitergeführte 
Ausbau des Rechtsstaates kann nicht vor der Frage 
der Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen 
stehenbleiben. Es gilt auch auf diesem Gebiet, 
rechtsstaatliches Denken in die Tat umzusetzen. Die 
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sich aus diesem Anspruch ergebenden Grundent- 
scheidungen des Entwurfs haben die volle Zustim- 
mung des Ausschusses gefunden. 

Grundlegend ist der Wegfall der bisherigen „Un- 
schuldsklausel". Im Strafverfahren wie im Wieder- 
aufnahmeverfahren soll künftig die Entscheidung 
des Strafgerichts über die Entschädigungsfrage nicht 
mehr davon abhängen, ob das Verfahren die Un- 
schuld des Angeklagten ergeben oder dargetan hat, 
daß gegen ihn ein begründeter Verdacht nicht vor- 
liegt, denn eine solche Beschränkung wäre nur 
schwer zu vereinbaren mit der prozessualen Situa- 
tion des Angeklagten, dem die Schuld nachgewiesen 
werden muß und der das Verfahren bis zum Beweis 
seiner Unschuld nicht von sich aus fortführen kann. 
Schließlich macht auch § 467 StPO nach seiner Neu- 
fassung durch das Einführungsgesetz zum Gesetz 
über Ordnungs Widrigkeiten vom 24. Mai 1968 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 503) die Erstattung der notwendi- 
gen Auslagen des Angeklagten ebenfalls nicht mehr 
von dem Beweis der Unschuld abhängig. 

Der Entwurf dehnt die Entschädigungspflicht auf 
alle strafrechtlichen Folgen des rechtskräftigen 
Urteils aus (§ 1). Gegenüber der bisherigen Rechts- 
lage setzt die Entschädigung nicht eine Vollstrek- 
kung des Strafurteils voraus, sondern es genügt, 
wenn als Folge der — später fortgefallenen — 
rechtskräftigen Verurteilung berufliche oder son- 
stige Vermögensschäden eingetreten sind. 

Eine Ausweitung der Entschädigungspflicht be- 
steht auch darin, daß nicht nur Untersuchungshaft 
und einstweilige Unterbringung, sondern auch an- 
andere einschneidende vorläufige Maßnahmen der 
Strafverfolgung zu einem Ersatzanspruch führen 
können (§ 2 Abs. 2). 

Die bisherigen Höchstgrenzen der Entschädigung, 
die durch das Ausführungsgesetz zu dem Gesetz 
gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher und über 
Maßregeln der Sicherung und Besserung vom 
24. November 1933 (Reichsgesetzbl. I S. 1000) ein- 
geführt worden sind und die den Ersatzanspruch 
auf 75 000 Mark Kapitalentschädigung und 4 500 
Mark Jahresrente beschränken, werden beseitigt. 
Neben dem Vermögensschaden wird nunmehr auch 
der durch eine Freiheitsentziehung verursachte 
immaterielle Schaden ersetzt werden. Vorläufige 
Strafverfolgungsmaßnahmen werden künftig nicht 
nur bei einem nachfolgenden Freispruch, sondern 
auch bei einer Verurteilung, wenn deren Rechts- 
folgen geringer sind, entschädigt werden können, 
wenn dies der Billigkeit entspricht. 

Andererseits war der Ausschuß der einhelligen 
Meinung, daß diese Ausdehnung der Entschädigung 
Vorschriften erfordert, die ungerechtfertigte Ersatz- 
ansprüche verhindern. Er hat deshalb die diesem 
Zweck dienende mehr kasuistische Regelung der 
Regierungsvorlage durch einen generellen Aus- 
schlußgrund ergänzt und auch sonst einige sachlich 
gebotene Einschränkungen beschlossen. 

Der Ausschuß ist davon ausgegangen, daß das 
Gesetz im Bußgeldverfahren sinngemäß anzuwen- 
den ist; dies ergibt sich aus i§ 46 Abs. 1 OWiG. Er 
hat jedoch insoweit die Einfügung einer entspre- 


chenden zusätzlichen Verfahrensvorschrift in das 
OWiG für erforderlich gehalten. 

in. 

Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu § 1 

Der Ausschuß geht davon aus, daß der in dieser 
Vorschrift gebrauchte Begriff „Verurteilung" im 
Sinne des Strafprozeßrechts (vgl. §§ 260 Abs. 1 
Satz 2, 465 StPO) zu verstehen ist und über die 
Form der Entscheidung, die auch ein Strafbefehl sein 
kann, nichts aussagt. 

Der Ausschuß ist ferner der Auffassung, daß eine 
Amnestie nach rechtskräftigem Abschluß des Straf- 
verfahrens den Bestand der Verurteilung nicht be- 
rührt. Dies gilt auch für einen Gnadenerweis. Soweit 
eine Amnestie während eines Strafverfahrens zu 
berücksichtigen ist, würde § 4 a Abs. 1 Nr. 2 in der 
Ausschußfassung (Verfahrenshindernis) anzuwen- 
den sein. 

Der Ausschuß ist sich darüber einig, daß nur der 
Schaden, der auf einer rechtskräftigen strafgericht- 
lichen Entscheidung beruht, zur Entschädigung füh- 
ren kann. Der Schaden, der durch eine später in 
höherer Instanz wiederaufgehobene Verurteilung 
entsteht, ist nicht entschädigungsfähig. 

Zu §2 

Der Ausschuß hat die Ausdehnung der entschädi- 
gungsfähigen Tatbestände auf die in Absatz 2 ge- 
nannten Maßnahmen einstimmig gebilligt. Dem 
Vorschlag des Bundesrats, die obligatorische Ent- 
schädigung auf die Untersuchungshaft und die 
einstweilige Unterbringung zu beschränken, im 
übrigen aber Entschädigung nur nach Billigkeit zu 
gewähren, vermag der Ausschuß sich nicht anzu- 
schließen. Er sieht keine innere Rechtfertigung für 
diese Unterscheidung, da auch die anderen Strafver- 
folgungsmaßnahmen einschneidend wirken können. 

Dagegen folgt der Ausschuß dem Bundesrat darin, 
daß die Entschädigung für überschießende vorläu- 
fige Strafverfolgungsmaßnahmen nur gewährt wer- 
den sollte, soweit dies der Billigkeit entspricht 
(s. hierzu § 3 a Abs. 1 Nr. 2 in der Ausschußfassung). 

Zu §§ 3, 3 a 

Der Ausschuß hat die in § 3 der Regierungsvor- 
lage vorgesehene Billigkeitsentschädigung für die 
dort genannten Fälle (Absehen von Strafe, Einstel- 
lung nach Ermessensvorschrift) einmütig gebilligt. 
Er hat sie um die entsprechende Regelung für über- 
schießende Strafverfolgungsmaßnahmen (§ 2 Abs. 1 
Nr. 2 Regierungsentwurf) sowie um den analogen 
Fall ergänzt, daß die Tat nach Einleitung des Straf- 
verfahrens nur unter dem rechtlichen Gesichtspunkt 
einer Ordnungswidrigkeit geahndet wird. Wegen 
dieser Ergänzung und aus Gründen der Systematik 
sind die Vorschriften in zwei Paragraphen geteilt 
worden. Im Fall der überschießenden Strafverfol- 
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gungsmaßnahmen (§ 3 a Abs, 1 Nr. 2 in der Aus- 
schußfassung) hat der Ausschuß ohne Gegenstim- 
men eine starre Regelung nicht für angezeigt ge- 
halten, vielmehr eine Entschädigung nach Billigkeit 
vorgesehen, die sich nach den Umständen des Ein- 
zelfalles richtet. Nur so sind Entscheidungen zu ver- 
meiden, die ungerechtfertigt erscheinen müssen, 
z. B. bei geringfügigem Abweichen von der endgül- 
tig angeordneten strafrechtlichen Rechtsfolge. Es 
bestand jedoch Einvernehmen darüber, daß sich der 
dem Richter eingeräumte Ermessensspielraum um so 
mehr verengt, je stärker die vorläufige Maßnahme 
die endgültig angeordnete strafrechtliche Folge 
übersteigt. Den Vorschlag, bei erheblichem über- 
schießen der vorläufigen Maßnahme eine obligato- 
rische Entschädigung beizubehalten, hielt der Aus- 
schuß für nicht praktikabel. 

Mit Absatz 2 hat der Ausschuß einen Vorschlag 
des Bundesrates, der allerdings auf die Steuerord- 
nungswidrigkeit beschränkt war, aufgenommen. 
Wie die eingehende Erörterung gezeigt hat, besteht 
kein Grund für diese Beschränkung. Es sind auch 
andere Fälle denkbar, in denen das Verfahren zu- 
nächst unter dem rechtlichen Gesichtspunkt einer 
Straftat durchgeführt und die Tat dann lediglich als 
Ordnungswidrigkeit geahndet wird. Auch in diesen 
Fällen kommt eine Entschädigung für überschie- 
ßende Strafverfolgungsmaßnahmen aus Billigkeits- 
gründen in Betracht. 


Zu § 4 

Der Rechtsausschuß hat die Vorschriften, die eine 
Entschädigung ausschließen, eingehend beraten. Der 
Fortfall der Unschuldsklausel nötigt dazu, die Aus- 
schlußgründe so zu gestalten, daß ungerechtfertigte 
Entschädigungszahlungen vermieden werden. Mit 
dem Bundesrat meint der Ausschuß, daß das Straf- 
gericht bei der Entscheidung über die Entschädi- 
gungspflicht in stärkerem Maße ein Verschulden 
oder Mitverschulden des Geschädigten mit Bezug 
auf die Strafverfolgungsmaßnahmen berücksichtigen 
muß; damit würde dem auch in diesem Bereich an- 
zuwendenden Grundgedanken des § 254 BGB Rech- 
nung getragen. Dem Beschuldigten soll aber nicht, 
wie in Nummer 5 der Vorschläge des Bundesrates, 
eine Art Offenbarungspflicht auferlegt werden, die 
mit § 136 StPO nicht vereinbar wäre. Andererseits 
hat der Ausschuß den Antrag abgelehnt, die Ver- 
sagungsgründe um eine Generalklausel zu ergän- 
zen, wonach die Entschädigung soll versagt werden 
können, wenn ihre Gewährung „angesichts der be- 
sonderen Umstände des Falles offensichtlich un- 
billig" sei. Nach Auffassung der Mehrheit würde 
eine solche Klausel dem Gericht einen zu weiten 
Ermessensspielraum einräumen, aus dem Rechts- 
anspruch auf Entschädigung praktisch einen Billig- 
keitsanspruch machen und zudem die Gefahr be- 
gründen, daß die Erwägung, der Tatverdacht sei 
nicht ausgeräumt, die Entscheidung des Gerichts be- 
einflußt. Der Rechtsausschuß hielt es für richtig, an 
der Systematik der Regierungsvorlage festzuhalten, 
aber durch Einfügung einer Generalklausel sicherzu- 
stellen, daß das Strafgericht, entsprechend dem 
Grundgedanken des § 254 Abs. 1 BGB, ein Verschul- 


den des Beschuldigten bei der Entstehung des Scha- 
dens, soweit die Schadensverursachung sich auf die 
Strafverfolgungsmaßnahme bezieht, berücksichtigt 
werden kann. 

Demgemäß hat der Ausschuß Absatz 1 in der Fas- 
sung der Regierungsvorlage gebilligt und bei einer 
Gegenstimme beschlossen, als neuen Absatz 2 eine 
Generalklausel einzustellen, nach der die Entschädi- 
gung ausgeschlossen sein soll, wenn und soweit der 
Besdiuldigte die Strafverfolgungsmaßnahme vor- 
sätzlich oder grob fahrlässig verursacht hat. Hierzu 
war die Klarstellung geboten, daß das bloße Schwei- 
gen zur Beschuldigung oder das Unterlassen, ein 
Rechtsmittel einzulegen, die Entschädigung nicht 
ausschließt. 

Diese Generalklausel deckt die in Absatz 2 Nr. 3 
der Regierungsvorlage bezeichnete Gruppe von 
Fällen, in denen das Verhalten des Beschuldigten 
die Entschädigung ausschließt. Den in Absatz 2 Nr. 1 
des Entwurfs enthaltenen Begriff der schuldhaften 
Säumnis hat der Ausschuß konkretisiert und auf die 
Fälle zurückgeführt, in denen die Säumnis nach ge- 
setzlicher Vorschrift (z. B. § 230 StPO) die entschä- 
digungsfähige Strafverfolgungsmaßnahme auslösen 
kann. Den so umgestalteten Inhalt des § 4 Abs. 2 
des Entwurfs hat der Ausschuß als Absatz 3 einstim- 
mig beschlossen. 

Die in den Absätzen 3 und 4 des Entwurfs ent- 
haltenen Gründe, nach denen die Entschädigung 
ganz oder teilweise versagt werden kann, hat der 
Ausschuß einstimmig gebilligt und um der besseren 
Übersicht willen in eine besondere Vorschrift 
(§ 4 a) eingestellt. 

Zu § 5 

Der Ausschuß stimmte mit der Regierungsvorlage 
darin überein, daß die Ersatzleistung für Vermö- 
gensschaden nach oben nicht mehr begrenzt sein und 
daß für den Schaden, der nicht Vermögensschaden 
ist, eine Entschädigung vorgesehen werden soll. 
Eine Mehrheit hielt jedoch eine Begrenzung nach 
unten für erforderlich, um die Justizverwaltungen in 
Bagatellfällen von einem nicht vertretbaren Ver- 
waltungsaufwand zu entlasten. Demgemäß ist be- 
schlossen worden, als Absatz 2 eine Vorschrift ein- 
zufügen, wonach Entschädigung für Vermögens- 
schaden nur geleistet werden soll, wenn der nach- 
gewiesene Schaden den Betrag von 50 Deutsche 
Mark übersteigt. Der Ausschuß hat außerdem ein- 
stimmig beschlossen, daß der immaterielle Schaden 
nur insoweit zu ersetzen ist, als die Freiheitsent- 
ziehung auf gerichtlicher Entscheidung beruht. 

Der Ausschuß erörterte eingehend, wie der Ersatz 
des immateriellen Schadens zu bemessen sei. Er 
erwog, die Festsetzung im Einzelfall der Justizver- 
waltung oder, falls Klage erhoben wird, dem 
ordentlichen Gericht zu überlassen. Dies würde aber 
zu einer unterschiedlichen Bewertung, etwa nach der 
sozialen Stellung, führen können, die nicht ange- 
bracht erscheint, und zudem in aller Regel einen 
Zivilprozeß um die Höhe der Entschädigung für 
Freiheitsentziehung nach sich ziehen. Dies liegt 
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nach Auffassung des Ausschusses weder im Inter- 
esse des einzelnen, noch ist es mit dem Zweck des 
Gesetzes vereinbar, das eine praktikable Erledigung 
der Ersatzansprüche durch die Justizverwaltung an- 
strebt. Aus diesen Erwägungen lehnte der Ausschuß 
auch Anträge ab, wonach die vorgesehene Pauschale 
von zehn Deutsche Mark für jeden Tag „in der 
Regel" oder als Untergrenze vorgesehen werden 
sollte. 

Er entschied sich schließlich bei einer Enthaltung 
für die Fassung der Regierungsvorlage, hielt jedoch 
die Klarstellung für geboten, daß Bruchteile der 
Pauschale nicht in Betracht kommen, sie vielmehr 
für jeden angefangenen Tag der Freiheitsentziehung 
zu zahlen ist. Absatz 3 der Regierungsvorlage, in 
der Ausschußfassung Absatz 4, wurde einstimmig 
angenommen. Der Ausschuß ging bei diesem Be- 
schluß davon aus, daß der Ausschluß der Entschädi- 
gung aus dem Gesichtspunkt der überholenden 
Kausalität nicht der einzige im Betragsverfahren zu 
berücksichtigende Gesichtspunkt ist, sondern daß 
bei der Bemessung des Ersatzbetrages die Justiz- 
verwaltung und — wie im Streitfälle — das ordent- 
liche Gericht die Grundsätze des mitwirkenden Ver- 
schuldens (§ 254 BGB) sinngemäß zu berücksichti- 
gen hat. 


Zu § 6 

Der Ausschuß hat die Vorschrift einstimmig ge- 
billigt, Absatz 2 in der vom Bundesrat vorgeschla- 
genen Fassung. Die in Absatz 3 enthaltene Verwei- 
sung auf § 464 Abs. 3 Satz 2 und 3 der Strafprozeß- 
ordnung hat zu längeren Erörterungen geführt. Der 
Ausschuß ist der Meinung, daß die verfahrens- 
mäßige Regelung derjenigen über die Kosten und 
die notwendigen Auslagen insoweit angepaßt blei- 
ben soll. Die Regelung der Strafprozeßordnung 
selbst hält er allerdings für überprüfungsbedürftig. 
Dies bezieht sich sowohl auf die Bindungs Wirkung 
(§ 464 Abs. 3 Satz 2 StPO), deren Inhalt erst durch 
Auslegung gegen den Wortlaut unter Heranziehung 
der Entstehungsgeschichte ermittelt werden kann, 
es betrifft aber auch die Regelung über das Zusam- 
mentreffen von sofortiger Beschwerde und Berufung 
oder Revision, die zu Zweifeln Anlaß gibt und in 
der Rechtsprechung nicht einheitlich ausgelegt wird. 
Der Ausschuß war jedoch der Meinung, daß die 
Strafprozeßordnung nicht aus Anlaß dieses Gesetz- 
entwurfs geändert werden sollte, zumal eine Ände- 
rung die Auswirkungen auf das gesamte Rechts- 
mittelrecht der StPO in Betracht ziehen müßte. Diese 
Fragen können der Überprüfung aus Anlaß des 
Einführungsgesetzes zum neuen Strafgesetzbuch 
Vorbehalten bleiben. 


Zu §7 

Die Vorschrift über das Verfahren nach Einstel- 
lung durch die Staatsanwaltschaft hat der Ausschuß 
einstimmig in der vom Bundesrat vorgeschlagenen 
Fassung angenommen, wobei Absatz 1 Nr. 2 redak- 
tionell geändert und irn Sprachgebrauch an das 
Gerichtsverfassungsgesetz angepaßt worden ist. 


Zu § 9 

§ 9 hat der Ausschuß einstimmig in der Fassung 
der Regierungsvorlage gebilligt, Absatz 2 unter 
Berücksichtigung der vom Bundesrat vorgeschla- 
genen Änderung. Die vom Bundesrat angeregte 
Prüfung, ob die Vorschrift nicht insgesamt entbehr- 
lich ist, hat zu dem Ergebnis geführt, daß der selb- 
ständige Ersatzanspruch des Unterhaltsberechtigten, 
den auch das geltende Recht enthält, beizubehalten 
ist. Er erscheint nicht angängig, den Unterhaltsbe- 
rechtigten schlechter zu stellen als nach bisherigem 
Recht. 

Zu § 9 a 

Der Ausschuß hat sich dem Vorschlag des Bundes- 
rates angeschlossen, Entschädigungsansprüche nach 
einer gewissen Frist nicht mehr zuzulassen. Er hat 
jedoch im Interesse der Harmonisierung mit ver- 
gleichbaren Fristen (z. B. § 76 VwGO) ein Jahr für 
angemessen und ausreichend erachtet. 

Zu § 10 

Der Ausschuß hat die Beschränkung des Erbüber- 
gangs (Absatz 3) gestrichen, weil nach seiner Auf- 
fassung entscheidend ist, daß das Strafgericht die 
Entschädigungspflicht der Staatskasse zuvor schon 
ausgesprochen hat; dies kommt einer Anerkennung 
gleich, wenn auch nicht der Höhe nach. 

Der Ausschuß hat die Frage der Nichtübertragbar- 
keit des Entschädigungsanspruchs eingehend er- 
örtert. Der Ausschluß der Übertragbarkeit und da- 
mit der Pfändbarkeit entspricht zwar vergleichbaren 
Vorschriften in anderen Entschädigungsgesetzen und 
ist geeignet, den Berechtigten zu schützen. Es kann 
aber im Einzelfall ein überwiegendes Interesse an 
der Abtretbarkeit bestehen. Der Ausschuß hielt es 
deshalb nur für gerechtfertigt, entsprechend der in 
§ 847 Abs. 1 BGB enthaltenen Regelung nur die 
Übertragbarkeit des Anspruchs auf Ersatz des nicht- 
vermögensrechtlichen Schadens auszuschließen, für 
den Anspruch auf Ersatz des Vermögensschadens 
jedoch die Abtretung zuzulassen. 

Zu §11 

Die Verfahrensvorschriften bei nachträglicher 
Strafverfolgung sind einstimmig in der vom Bundes- 
rat vorgeschlagenen Fassung beschlossen worden, 
die dem geltenden Recht entspricht und einfacher zu 
handhaben ist. 


Zu § 13 

Die Übergangsvorschriften sind einstimmig in der 
Fassung der Regierungsvorlage mit der vom Bun- 
desrat vorgeschlagenen Ergänzung angenommen 
worden. Der Ausschuß hält diese Regelung für sach- 
gemäß und gerecht. Eine Rückwirkung auf abge- 
schlossene Strafverfahren wie sie verschiedentlich 
angeregt worden ist, läßt sich nicht rechtfertigen, 
zumal jeder dafür etwa gewählte Zeitpunkt will- 
kürlich erscheinen müßte. 
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Zu § 14 

Absatz 2 ist erforderlich, um den Rechtsvorschrif- 
ten, die auf die aufzuhebenden Gesetze verweisen, 
einen neuen Inhalt zu geben. Für die Bundesdiszi- 
plinarordnung wird in § 15 eine formelle Ände- 
rung vollzogen. Die entsprechende Änderung des 
Landesrechts muß dem Landesgesetzgeber überlas- 
sen bleiben. 


Zu § 14 a 

Einer aufgenommenen Anregung der Bundes- 
regierung entsprechend hat der Ausschuß eine be- 
sondere Vorschrift eingefügt, die das Verfahren 
regelt, wenn im Bußgeldverfahren eine entschädi- 
gungsfähige Verfolgungsmaßnahme (Sicherstellung, 
Beschlagnahme, Durchsuchung) vorgenommen wor- 
den ist. Nach § 46 Abs. 1 des Ordnungswidrigkeiten- 
gesetzes gelten für das Bußgeldverfahren die all- 
gemeinen Gesetze über das Strafverfahren sinn- 
gemäß. Hierzu gehört nach unstreitiger Auffassung 
auch das Gesetz betreffend die Entschädigung der 
im Wiederaufnahmeverfahren freigesprochenen Per- 
sonen, demgemäß auch das neue Gesetz über die 
Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen. Das 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten enthält die be- 
sonderen Regelungen, die bei sinngemäßiger An- 
wendung anderer Gesetze im Bußgeldverfahren zu 
beachten sind (vgl. §§ 87, 88 OWiG). Deshalb war 
es erforderlich, das OWiG um die hier notwendigen 
Verfahrensvorschriften zu ergänzen. 


Absatz 1 überträgt der Verwaltungsbehörde, die 
das Bußgeldverfahren abgeschlossen hat, die Be- 
fugnis, über die Entschädigungspflicht zu entschei- 
den. Diese Befugnis dem Gericht zu übertragen, 
wäre nicht sachgemäß, weil die Verwaltungsbehörde 
die Ahndungsbefugnis hat und weil sie auch in ver- 
gleichbaren Fällen über eine Entschädigung ent- 
scheidet (vgl. § 87 Abs. 1 i. V. m. § 436 Abs. 3 StPO). 
Absatz 2 stellt sicher, daß nach § 62 OWiG die 
gerichtliche Entscheidung beantragt werden kann; 
die Zulassung der sofortigen Beschwerde gegen die 
Entscheidung des Gerichts entspricht der Verfah- 
rensregelung, die für die Anfechtung der strafge- 
richtlichen Entscheidung über die Entschädigungs- 
pflicht getroffen ist. Bei der Entscheidung über den 
Antrag auf Entschädigung tritt die Verwaltungs- 
behörde an die Stelle der Justizverwaltung (Ab- 
satz 3). Absatz 4 stellt klar, wann die Ersatzpflicht 
den Bund und wann sie das Land trifft; die Rege- 
lung lehnt sich an >§ 90 Abs. 2 OWiG an, der be- 
stimmt, in welche Kasse die Geldbußen fließen. 

Zu § 17 

Der Ausschuß hält ein baldiges Inkrafttreten des 
Gesetzes, das ein rechtsstaatliches Anliegen ver- 
wirklichen will, für geboten. Eine Frist von einem 
Monat von der Verkündung bis zum Inkrafttreten 
hält er für ausreichend, zumal etwaige Ausfüh- 
rungsvorschriften der Landesjustizverwaltungen 
auch nach dem Inkrafttreten noch erlassen werden 
können. 


Bonn, den 3. Dezember 1970 


Dürr Pohlmann 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache VI/460 — in 
der aus der nachstehenden Zusammenstellung 
ersichtlichen Fassung anzunehmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Peti- 
tionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 3. Dezember 1970 

Der Rechtsausschuß 

Dr. Lenz (Bergstraße) Dürr 

Pohlmann 

Vorsitzender , Berichterstatter 
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Zusammenstellung 
des von der Bundesregierung eingebraditen 
Entwurfs eines Gesetzes 

über die Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen 

(StrEG) 

— Drucksache Vl/460 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(5. Ausschuß) 

Entwurf BeschlüssedesS. Au sschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Entschädigung 
für Strafverfolgungsmaßnahmen (StrEG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Entschädigung für Urteilsfolgen 

(1) Wer durch eine strafgeriditliche Verurteilung 
einen Schaden erlitten hat, wird aus der Staatskasse 
entschädigt, soweit die Verurteilung im Wiederauf- 
nahmeverfahren oder sonst, nachdem sie rechts- 
kräftig geworden ist, in einem Strafverfahren fort- 
fällt oder gemildert wird. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn ohne Ver- 
urteilung eine Maßregel der Sicherung und Besse- 
rung oder eine Nebenfolge angeordnet worden ist. 

§ 2 

Entschädigung für andere 
Strafverfolgungsmaßnahmen 

(1) Wer durch den Vollzug der Untersuchungshaft 
oder einer anderen Strafverfolgungsmaßnahme einen 
Schaden erlitten hat, wird aus der Staatskasse ent- 
schädigt, soweit 


1. er freigesprochen, außer Verfolgung gesetzt oder 
das Verfahren gegen ihn eingestellt wird, 


Entwurf eines Gesetzes 
über die Entschädigung 
für Strafverfolgungsmaßnahmen (StrEG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

unverändert 


§2 

Entschädigung für andere 
Strafverfolgungsmaßnahmen 

(1) Wer durch den Vollzug der Untersuchungshaft 
oder einer anderen Strafverfolgungsmaßnahme einen 
Schaden erlitten hat, wird aus der Staatskasse ent- 
schädigt, soweit er freigesprochen, außer Verfol- 
gung gesetzt oder das Verfahren gegen ihn einge- 
stellt wird. 
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Entwurf 

2. die in der strafgerichtlichen Verurteilung ange- 
ordneten Rechtsfolgen geringer sind als die dar- 
auf gerichteten Strafverfolgungsmaßnahmen. 

(2) Andere Strafverfolgungsmaßnahmen sind 

1. die einstweilige Unterbringung und die Unter- 
bringung zur Beobachtung nach den Vorschriften 
der Strafprozeßordnung und des Jugendgerichts- 
gesetzes, 

2. die vorläufige Festnahme nach § 127 Abs. 2 der 
Strafprozeß Ordnung, 

3. Maßnahmen des Richters, der den Vollzug des 
Haftbefehls aussetzt (§ 116 der Strafprozeßord- 
nung), 

4. die Sicherstellung, die Beschlagnahme und die 
Durchsuchung, soweit die Entschädigung nicht in 
anderen Gesetzen geregelt ist, 

5. die vorläufige Entziehung der Fahrerlaubnis. 

(3) Als Strafverfolgungsmaßnahmen im Sinne die- 
ser Vorschrift gelten die Auslieferungshaft, die vor- 
läufige Auslieferungshaft, die Sicherstellung, die Be- 
schlagnahme und die Durchsuchung, die im Ausland 
auf Ersuchen einer deutschen Behörde angeordnet 
worden sind. 

§ 3 

Entschädigung nach Billigkeit 

Für die in § 2 genannten Strafverfolgungsmaß- 
nahmen kann eine Entschädigung gewährt werden, 
soweit dies nach den Umständen des Falles der 
Billigkeit entspricht, wenn das Gericht von Strafe 
abgesehen hat oder das Verfahren nach einer Vor- 
schrift eingestellt worden ist, die dies nach dem 
Ermessen des Gerichts oder der Staatsanwaltschaft 
zuläßt. 


siehe § 3 


siehe § 2 Abs. 1 Nr. 2 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 
siehe § 3 a Abs. 1 Nr. 2 


(2) unverändert 


(3) unverändert 


§3 

Entsdiädigung bei Einstellung 
nadi Ermessensvorsciirift 

Wird das Verfahren nach einer Vorschrift einge- 
stellt, die dies nach dem Ermessen des Gerichts 
oder der Staatsanwaltschaft zuläßt, so kann für die 
in § 2 genannten Strafverfolgungsmaßnahmen eine 
Entschädigung gewährt werden, soweit dies nach 
den Umständen des Falles der Billigkeit entspricht. 


§3a 

Entschädigung nach Billigkeit 

(1) Für die in § 2 genannten Strafverfolgungs- 
maßnahmen kann eine Entschädigung gewährt wer- 
den, soweit dies nach den Umständen des Falles 
der Billigkeit entspricht, 

1. wenn das Gericht von Strafe abgesehen hat, 

2. soweit die in der strafgerichtlichen Verurteilung 
angeordneten Rechtsfolgen geringer sind als die 
darauf gerichteten Strafverfolgungsmaßnahmen. 

(2) Der straf gerichtlichen Verurteilung im Sinne 
des Absatzes 1 Nr. 2 steht es gleich, wenn die Tat 
nach Einleitung des Strafverfahrens nur unter dem 
rechtlichen Gesichtspunkt einer Ordnungswidrigkeit 
geahndet wird. 
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Entwurf 
§ 4 

Ausschluß und Versagung der Entschädigung 

(1) Die Entschädigung ist ausgeschlossen 

1. für die erlittene Untersuchungshaft, eine andere 
Freiheitsentziehung und für die vorläufige Ent- 
ziehung der Fahrerlaubnis, soweit deren Anrech- 
nung auf die verhängte Strafe unterbleibt, 

2. für eine Freiheitsentziehung, wenn eine freiheits- 
entziehende Maßregel der Sicherung und Besse- 
rung angeordnet oder von einer solchen Anord- 
nung nur deshalb abgesehen worden ist, weil der 
Zweck der Maßregel bereits durch die Freiheits- 
entziehung erreicht ist, 

3. für die vorläufige Entziehung der Fahrerlaubnis 
und für die Sicherstellung oder Beschlagnahme, 
wenn die Entziehung der Fahrerlaubnis oder die 
Einziehung endgültig angeordnet oder von einer 
solchen Anordnung nur deshalb abgesehen wor- 
den ist, weil ihre Voraussetzungen nicht mehr 
Vorlagen. 

(2) Die Entschädigung ist ferner ausgeschlossen, 

wenn der Beschuldigte die Strafverfolgungsmaß- 
nahme veranlaßt hat 

1. durch eine schuldhafte Säumnis oder 

2. dadurch, daß er einer Anweisung nach § 116 
Abs. 1 Nr. 1 bis 3, Abs. 3 der Strafprozeßordnung 
zuwidergehandelt hat, oder 

3. dadurch, daß er in einer Selbstanzeige vorge- 
täuscht hat, die ihm zur Last gelegte Tat began- 
gen zu haben. 


(3) Die Entschädigung kann ganz oder teilweise 
versagt werden, wenn der Beschuldigte 

1. die Strafverfolgungsmaßnahme dadurch veran- 
laßt hat, daß er sich selbst in wesentlichen Pimk- 
ten wahrheitswidrig oder im Widerspruch zu 
seinen späteren Erklärungen belastet oder we- 
sentliche entlastende Umstände verschwiegen 
hat, obwohl er sich zur Beschuldigung geäußert 
hat, oder 

2. wegen einer strafbaren Handlung nur deshalb 
nicht verurteilt oder das Verfahren gegen ihn ein- 
gestellt worden ist, weil er im Zustand der Zu- 
rechnungsunfähigkeit gehandelt hat oder weil ein 
Verfahrenshindernis bestand. 

(4) Die Entschädigung für eine Freiheitsentziehung 
kann ferner ganz oder teilweise versagt werden, 
wenn das Gericht die für einen Jugendlichen gel- 
tenden Vorschriften anwendet und hierbei eine er- 
littene Freiheitsentziehung berücksichtigt. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 
§4 

Ausschluß der Entschädigung 

(1) unverändert 


(2) Die Entschädigung ist auch ausgeschlossen, 
wenn und soweit der Beschuldigte die Strafverfol- 
gungsmaßnahme vorsätzlich oder grob fahrlässig 
verursacht hat. Die Entschädigung wird nicht da- 
durch ausgeschlossen, daß der Beschuldigte sich dar- 
auf beschränkt hat, nicht zur Sache auszusagen, oder 
daß er unterlassen hat, ein Rechtsmittel einzulegen. 

(3) Die Entschädigung ist ferner ausgeschlossen, 
wenn und soweit der Beschuldigte die Strafverfol- 
gungsmaßnahme dadurch schuldhaft verursacht hat, 
daß er einer ordnungsgemäßen Ladung vor den 
Richter nicht Folge geleistet oder einer Anweisung 
nach § 116 Abs. 1 Nr. 1 bis 3, Abs. 3 der Straf- 
prozeßordnung zuwidergehandelt hat. 

entfällt hier 

siehe §, 4 a Abs. 1 


entfällt hier 

siehe § 4 a Abs. 2 
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siehe § 4 Abs. 3 und 4 


§ 5 

Umfang des Entschädigungsanspruchs 

(1) Gegenstand der Entschädigung ist der durch 
die Strafverfolgungsmaßnahme verursachte Ver- 
mögensschaden, im Falle der Freiheitsentziehung 
auch der Schaden, der nicht Vermögensschaden ist. 


(2) Für den Schaden, der nicht Vermögensschaden 
ist, beträgt die Entschädigung zehn Deutsche Mark 
für jeden Tag der Freiheitsentziehung. 

(3) Für einen Schaden, der auch ohne die Straf- 
verfolgungsmaßnahme eingetreten wäre, wird keine 
Entschädigung geleistet. 

§ 6 

Entsdieidung des Strafgeridits 

(1) über die Verpflichtung zur Entschädigung ent- 
scheidet das Gericht in dem Urteil oder in dem Be- 
schluß, der das Verfahren abschließt. Ist die Ent- 
scheidung in der Hauptverhandlung nicht möglich, so 
entscheidet das Gericht nach Anhörung der Beteilig- 
ten außerhalb der Hauptverhandlung durch Beschluß. 

(2) Die Entscheidung muß die Strafverfolgungs- 
maßnahme bezeichnen und gegebenenfalls die Zeit 
angeben, für die Entschädigung zugesprochen wird. 


Beschlüsse des 5. Ausschusses 

§ 4a 

Versagung der Entschädigung 

(1) Die Entschädigung kann ganz oder teilweise 
versagt werden, wenn der Beschuldigte 

1. die Strafverfolgungsmaßnahme dadurch veran- 
laßt hat, daß er sich selbst in wesentlichen Punk- 
ten wahrheitswidrig oder im Widerspruch zu 
seinen späteren Erklärungen belastet oder we- 
sentliche entlastende Umstände verschwiegen 
hat, obwohl er sich zur Beschuldigung geäußert 
hat, oder 

2. wegen einer strafbaren Handlung nur deshalb 
nicht verurteilt oder das Verfahren gegen ihn ein- 
gestellt worden ist, weil er im Zustand der Zu- 
rechnungsunfähigkeit gehandelt hat oder weil ein 
Verfahrenshindernis bestand. 

(2) Die Entschädigung für eine Freiheitsentziehung 
kann ferner ganz oder teilweise versagt werden, 
wenn das Gericht die für einen Jugendlichen gel- 
tenden Vorschriften an wendet und hierbei eine er- 
littene Freiheitsentziehung berücksichtigt. 

§5 

Umfang des Entschädigungsanspruchs 

(1) Gegenstand der Entschädigung ist der durch 
die Strafverfolgungsmaßnahme verursachte Ver- 
mögensschaden, im Falle der Freiheitsentziehung 
auf Grund gerichtlicher Entscheidung auch der Scha- 
den, der nicht Vermögensschaden ist. 

(2) Entschädigung für Vermögensschaden wird 
nur geleistet, wenn der nachgewiesene Schaden den 
Betrag von fünfzig Deutsche Mark übersteigt. 

(3) Für den Schaden, der nicht Vermögensschaden 
ist, beträgt die Entschädigung zehn Deutsche Mark 
für jeden angefangenen Tag der Freiheitsentzie- 
hung. 

(4) Für einen Schaden, der auch ohne die Straf- 
verfolgungsmaßnahme eingetreten wäre, wird keine 
Entschädigung geleistet, 

§6 


(1) unverändert 


(2) Die Entscheidung muß die Art und gegebenen- 
falls der Zeitraum der Strafverfolgungsmaßnahme 
bezeichnen, für die Entschädigung zugesprochen 
wird. 
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Entwurf 

(3) Gegen die Entscheidung über die Entschädi- 
gung spiiicliL ist die süforlige Beschwerde nach den 
Vorschriften der Strafprozeßordnung zulässig. § 464 
Abs. 3 Satz 2 und 3 der Strafprozeßordnung sind 
entsprechend anzuwenden. 

§ 7 

Verfahren nach Einstellung durch die 
Staatsanwaltschaft 

(1) Hat die Staatsanwaltschaft das Verfahren ein- 
gestellt, so entscheidet das Gericht, das für die Er- 
öffnung des Hauptverfahrens zuständig gewesen 
wäre, auf Antrag über die Entschädigungspflicht. 
Der Antrag ist innerhalb eines Monats nach Ablauf 
des Tages zu stellen, an dem der Beschuldigte von 
der Einstellung Kenntnis erlangt hat. In dem Be- 
scheid über die Einstellung ist der Besdiuldigte über 
sein Antragsrecht und das zuständige Gericht zu 
belehren. 


(2) Gegen die Entscheidung des Gerichts ist die 
sofortige Beschwerde nach den Vorschriften der 
Strafprozeßordnung zulässig. 

(3) War die Erhebung der öffentlichen Klage von 
dem Verletzten beantragt, so ist über die Entschädi- 
gungspflicht nicht zu entscheiden, solange durch 
einen Antrag auf gerichtliche Entscheidung die Er- 
hebung der öffentlichen Klage herbeigeführt werden 
kann. 

§ 8 

Anmeldung des Anspruchs; Frist 

(1) Ist die Entschädigungspflicht der Staatskasse 
rechtskräftig festgestellt, so ist der Anspruch auf 
Entschädigung innerhalb von sechs Monaten bei der 
Staatsanwaltschaft geltend zu machen, welche die 
Ermittlungen im ersten Rechtszug zuletzt geführt 
hat. Der Anspruch ist ausgeschlossen, wenn der Be- 
rechtigte es schuldhaft versäumt hat, ihn innerhalb 
der Frist zu stellen. Die Staatsanwaltschaft hat den 
Berechtigten über sein Antragsrecht und die Frist zu 
belehren. Die Frist beginnt mit der Zustellung der 
Belehrung. 


Beschlüsse des 5, Ausschusses 
(3) unverändert 


§7 

Verfahren nach Einstellung durch die 
Staatsanwaltschaft 

(1) Hat die Staatsanwaltschaft das Verfahren ein- 
gestellt, so entscheidet das Amtsgericht am Sitz der 
Staatsanwaltschaft über die Entschädigungspflicht. 
An die Stelle des Amtsgerichts tritt das Gericht, das 
für die Eröffnung des Hauptverfahrens zuständig 
gewesen wäre, wenn 

1. die Staatsanwaltschaft das Verfahren eingestellt 
hat, nachdem sie die öffentliche Klage zurüdc- 
genommen hat oder nachdem sie dem Beschuldig- 
ten und seinem Verteidiger den Abschluß der 
Ermittlungen mitgeteilt hat (§ 109 a Abs. 2 der 
Strafprozeßordnung) , 

2. der Generalbundesanwalt oder die Staatsanwalt- 
schaft beim Oberlandesgericht das Verfahren in 
einer Strafsache eingestellt hat, für die das Ober- 
landesgericht im ersten Rechtszug zuständig ist. 

Die Entscheidung ergeht auf Antrag des Beschuldig- 
ten. Der Antrag ist innerhalb einer Frist von einem 
Monat nach Zustellung der Mitteilung über die Ein- 
stellung des Verfahrens zu stellen. In der Mitteilung 
ist der Beschuldigte über sein Antragsrecht, die 
Frist und das zuständige Gericht zu belehren. Die 
Vorschriften der §§ 44 bis 46 der Strafprozeßord- 
nung gelten entsprechend. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


§8 

unverändert 
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(2) über den Antrag entscheidet die Landesjustiz- 
verwaltung. Eine Ausfertigung der Entscheidung ist 
dem Antragsteller nach den Vorschriften der Zivil- 
prozeßordnung zuzustellen. 

§ 9 

Ersatzanspruch des kraft Gesetzes 
Unterhaltsberechtigten 

(1) Außer demjenigen, zu dessen Gunsten die Ent- 
schädigungspflicht der Staatskasse ausgesprochen 
worden ist, haben die Personen, denen er kraft 
Gesetzes unterhaltspflichtig war, Anspruch auf Ent- 
schädigung. Ihnen ist insoweit Ersatz zu leisten, als 
ihnen durch die Strafverfolgungsmaßnahme der 
Unterhalt entzogen worden ist. 

(2) Sind Unterhaltsberechtigte bekannt, denen ein 
Ersatzanspruch nach Absatz 1 zusteht, so soll die 
Staatsanwaltschaft, bei welcher der Anspruch gel- 
tend zu machen ist, sie über ihr Antragsrecht und 
die Frist belehren. Im übrigen ist § 8 Abs. 1 an- 
zuwenden. 


§ 10 

Rechtsweg; Beschränkung der Übertragbarkeit 
und des Erhühergangs 

(1) Gegen die Entscheidung über den Entschädi- 
gungsanspruch ist der Rechtsweg gegeben. Die Klage 
ist innerhalb von drei Monaten nach Zustellung der 
Entscheidung zu erheben. Für die Ansprüche auf Ent- 
schädigung sind die Zivilkammern der Landgerichte 
ohne Rücksicht auf den Wert des Streitgegenstandes 
ausschließlich zuständig. 

(2) Bis zur rechtskräftigen Entscheidung über den 
Antrag ist der Anspruch nicht übertragbar. 

(3) Der Anspruch auf Ersatz des Schadens, der 
nicht Vermögensschaden ist, geht nicht auf die Erben 
über, es sei denn, daß er gemäß § 8 Abs. 1 geltend 
gemacht worden ist. 

§ 11 

Nachträgliche Strafverfolgung 

(1) Die Entscheidung über die Entschädigungs- 
pflicht tritt außer Kraft, wenn der Berechtigte wegen 
derselben Tat nachträglich verurteilt wird. Eine be- 
reits geleistete Entschädigung ist zurückzuzahlen. 
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§9 

Ersatzanspruch des kraft Gesetzes 
Unterhaltsberechtigten 

(1) unverändert 


(2) Sind Unterhaltsberechtigte bekannt, so soll 
die Staatsanwaltschaft, bei weicher der Anspruch 
geltend zu machen ist, sie über ihr Antragsrecht 
und die Frist belehren. Im übrigen ist § 8 Abs. 1 
anzuwenden. 

§9a 

Ausschluß der Gelteudmachung 
der Entschädigung 

Der Anspruch auf Entschädigung kann nicht mehr 
geltend gemacht werden, wenn seit dem Ablauf des 
Tages, an dem die Entschädigungspflidit rechtskräf- 
tig festgestellt ist, ein Jahr verstrichen ist, ohne daß 
ein Antrag nach § 8 Abs. 1 gestellt worden ist. 

§ 10 

Rechtsweg; Beschränkung der Übertragbarkeit 

(1) u n V e r ä n de r t 


(2) Bis zur rechtskräftigen Entscheidung über den 
Antrag ist der Anspruch nach § 5 Abs. 3 nicht über- 
tragbar. 

Absatz 3 entfällt 


§ 11 

Nachträgliche Strafverfolgung 

(1) Die Entscheidung über die Entschädigungs- 
pflicht tritt außer Kraft, wenn zuungunsten des Frei- 
gesprochenen die .Wiederaufnahme des Verfahrens 
angeordnet oder wenn gegen den Berechtigten, der 
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(2) Ist die Wiederaufnahme des Verfahrens zu- 
ungunsten des Beschuldigten angeordnei oder das 
Hauptverfahren gegen ihn eröffnet worden, so kann 
bis zum Abschluß des Strafverfahrens die Entschei- 
dung über den Entschädigungsanspruch ausgesetzt 
sowie die Zahlung der Entschädigung verweigert 
werden. 


(3) Zur Sicherung der Vollstreckung wegen des 
Rückzahlungsanspruchs (Absatz 1) ist von den in 
Absatz 2 bezeichneten Entscheidungen des Straf- 
gerichts an der Arrest nach den Vorschriften der 
Zivilprozeßordnung zulässig; § 926 der Zivilprozeß- 
ordnung ist nicht anzuwenden. 

§ 12 

Ersatzpflichtige Kasse 

(1) Ersatzpflichtig ist das Land, bei dessen Gericht 
das Strafverfahren im ersten Rechtszug anhängig 
war oder, wenn das Verfahren bei Gericht noch nicht 
anhängig war, dessen Gericht nach § 7 Abs. 1 über 
die Entschädigungspflicht entschieden hat. 

(2) Bis zum Betrag der geleisteten Entschädigung 
gehen die Ansprüche auf die Staatskasse über, 
welche dem Entschädigten gegen Dritte zustehen, 
weil durch deren rechtswidrige Handlungen die 
Strafverfolgungsmaßnahme herbeigeführt worden 
war. Der Übergang kann nicht zum Nachteil des Be- 
rechtigten geltend gemacht werden. 

§ 13 

Übergangsvorschriften 

Ist die Hauptverhandlung, in der die tatsächlichen 
Feststellungen, die der Entscheidung zugrunde lie- 
gen, letztmals geprüft werden konnten, vor Inkraft- 
treten dieses Gesetzes beendet worden, so sind die 
bisherigen Vorschriften anzuwenden. Dies gilt nicht 
für die darin enthaltenen Beschränkungen auf 
Höchstbeträge. Ist bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
über die Höhe des Entschädigungsanspruchs bereits 
gerichtlich oder außergerichtlich bestimmt worden, 
so hat es dabei sein Bewenden. Dies gilt nicht für 
wiederkehrende Leistungen, soweit sie nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes fällig werden. 


§ 14 

Aufhebung bisherigen Rechts 

(1) Es werden aufgehoben 

1. das Gesetz betreffend die Entschädigung der im 
Wiederaufnahmeverfahren freigesprochenen Per- 
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außer Verfolgung gesetzt oder gegen den das Ver- 
fahren eingestellt war, nachträglich wegen derselben 
Tat das Hauptverfahren eröffnet wird. Eine bereits 
geleistete Entschädigung kann zurückgefordert wer- 
den. 

(2) Ist zuungunsten des Freigesprochenen die Wie- 
deraufnahme beantragt oder sind gegen denjenigen, 
der außer Verfolgung gesetzt oder gegen den das 
Verfahren eingestellt war, die Untersuchung oder 
die Ermittlungen wiederaufgenommen worden, so 
kann die Entscheidung über den Anspruch sowie die 
Zahlung der Entschädigung ausgesetzt werden. 

Absatz 3 entfällt 


§ 12 

unverändert 


§ 13 

Übergangsvorschriften 

Ist von Inkrafttreten dieses Gesetzes das Verfah- 
ren eingestellt oder der Beschuldigte außer Verfol- 
gung gesetzt worden oder ist die Hauptverhand- 
lung, in welcher die der Entscheidung über die Ent- 
schädigungspflicht zugrunde liegenden tatsächlichen 
Feststellungen letztmals geprüft werden konnten, 
vor diesem Zeitpunkt beendet worden, so sind die 
bisherigen Vorschriften anzuwenden. Dies gilt nicht 
für die darin enthaltenen Beschränkungen auf 
Höchstbeträge. Ist bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
über die Höhe des Entschädigungsanspruchs be- 
reits gerichtlich oder außergerichtlich bestimmt wor- 
den, so hat es dabei sein Bewenden. Dies gilt nicht 
für wiederkehrende Leistungen, soweit sie nach 
Inkrafttreten dieses Gesetzes fällig werden. 

§ 14 

unverändert 
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sonen vom 20. Mai 1898 (Reidisgesetzbl. S. 345), 
zuletzt geändert durch das Gesetz zur allgemei- 
nen Einführung eines zweiten Reditszuges in 
Staatsschutz-Strafsachen vom 8, September 1969 
(BundesgesetzbL I S. 1582), 

2. das Gesetz betreffend die Entschädigung für un- 
schuldig erlittene Untersuchungshaft vom 14. Juli 
1904 (Reichsgesetzbl. S. 321), zuletzt geändert 
durch das Gesetz zur allgemeinen Einführung 
eines zweiten Rechtszuges in Staatsschutz-Straf- 
sachen vom 8. September 1969 (BundesgesetzbL I 
S. 1582). 

(2) Soweit in anderen Vorschriften auf die in Ab- 
satz 1 bezeichneten Gesetze verwiesen wird, treten 
an deren Stelle die entsprechenden Vorschriften 
dieses Gesetzes. 



In § 109 Abs. 1 der Bundesdisziplinarordnung in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juli 1967 


§ 14 a 

Änderung des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten 

In das Gesetz über Ordnungswidrigkeiten vom 
24. Mai 1968 (BundesgesetzbL I S. 481) wird hinter 
§109 folgender Abschnitt eingefügt: 

„Elfter Absdinitt 

Entschädigung für Verfolgungsmaßnahmen 
§ 109 a 

(1) Die Entscheidung über die Entschädigungs- 
pflicht für einen Vermögensschaden, der durdi 
eine Verfolgungsmaßnahme im Bußgeld verfahren 
verursacht worden ist (§ 6 des Gesetzes über die 
Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen), 
trifft die Verwaltungsbehörde, wenn sie das Buß- 
geldverfahren abgeschlossen hat, in einem selb- 
ständigen Bescheid. 

(2) Gegen den Bescheid ist innerhalb einer 
Woche nach Zustellung der Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung nach § 62 zulässig. Gegen die Ent- 
scheidung des Gerichts ist sofortige Beschwerde 
zulässig. 

(3) Uber den Anspruch auf Entschädigung (§ 8 
des Gesetzes über die Entschädigung für Strafver- 
folgungsmaßnahmen) entscheidet in den Fällen 
des Absatzes 1 die Verwaltungsbehörde. 

(4) Ersatzpflichtig ist (§ 12 des Gesetzes über die 
Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen) in 
den Fällen des Absatzes 1, soweit das Gesetz 
nichts anderes bestimmt, der Bund, wenn eine 
Verwaltungsbehörde des Bundes das Verfahren 
durchführt, sonst das Land." 
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(Bundesgesetzbl. I S. 750, her. S. 984), zuletzt ge- 
ändert durch das Fünfte Gesetz zur Änderung beam- 
tenrechtlicher und besoldungsrechtlicher Vorschrif- 
ten vom 19. Juli 1968 (Bundesgesetzbl. I S. 848), 
werden die Worte „Gesetzes, betreffend die Ent- 
schädigung der im Wiederaufnahmeverfahren frei- 
gesprochenen Personen, vom 20. Mai 1898 (Reichs- 
gesetzbl. S. 345)" durch die Worte „Gesetzes über 
die Entschädigung für Strafverfolgungsmaßnahmen 
vom . . . (Bundesgesetzbl. IS....)" ersetzt. 

§ 16 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 17 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ... in Kraft. 
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§ 16 

unverändert 


§ 17 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt einen Monat nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 
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